
BESCHLUSSBLATT 
 
 
 
 
DS-149/21-26 
 
Verbindliche Bauleitplanung der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a BauGB 
Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 107 /1 „Bauschheim Süd-West, 
1. Änderung“ in Verbindung mit der Aufhebung einer definierten Teilfläche des Bebauungsplans Nr. 
107 „Bauschheim Süd-West“ 
Aufhebungsverfahren gemäß § 1 (8) BauGB in Verbindung mit § 8 BauGB und 
§ 13a Abs. 4 BauGB 
Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und Auslegungsbeschluss 
gemäß § 3 Abs. 2 u. § 4 Abs. 2 BauGB i.V. mit § 13a BauGB 
 
Beschluss des Haupt- und Finanzausschusses 
 
Der Stadtverordnetenversammlung wird einstimmig empfohlen, dem Beschlussvorschlag wie folgt 
zuzustimmen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass 
 

1. das Verfahren zur Aufhebung der Bebauungspläne Nr. 107, Bezeichnung: „Bauschheim Süd- 
West“ (definierte Teilfläche Anlage 1) sowie Nr. 107/ 1 „Bauschheim Süd- West, 1. Änderung“ 
gemäß § 1 (8) BauGB in Verbindung mit § 8 BauGB und § 13a BauGB “ im gekennzeichneten 
Geltungsbereich aufgestellt wird.  

 
2. der räumliche Geltungsbereich des Aufhebungsverfahrens in der Gemarkung Bauschheim, 

Flur 1, mit einer Größe von ca.13.400 m² in der Anlage 1 dargestellt ist.  
 

3. die förmliche öffentliche Auslegung des Aufhebungsverfahrens mit der Durchführung der 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats 
beschlossen wird.  

 
4. die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange am 

Aufhebungsverfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen wird.  
 

5. das Aufhebungsverfahren als beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a Abs.4 BauGB 
durchgeführt wird. Von einer Umweltprüfung wird nach § 13 Abs. 3 BauGB, von dem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB, von den Angaben nach § 3 Abs.2 BauGB welche 
umweltbezogenen Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 6a Abs. 1 BauGB und § 10a Abs. 1 BauGB wird abgesehen. Ein Monitoring 
nach § 4c BauGB sowie die Ausgleichsverpflichtung gemäß § 13a Abs.2 Nr. 4 BauGB sind 
nicht anzuwenden, eine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs.1 und § 4 Abs. 
1 BauGB wird nicht durchgeführt.   

 
6. der Beschluss ortsüblich bekannt zu machen ist. 

 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
Rüsselsheim am Main, den 01.02.2022 




